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Standortpflege durch

Arbeitsrechtsabbau

n Griechenlandbedarfes zur Kündi-
gungeines Arbeitsverhältnisses sei-
tens des Arbeitgebers lediglich ei-

nes „vernünftigen“ Grundes, in Malay-

sia ist die Bildung freier Gewerkschaften
streng verboten, und in China läßt sich

menschliche Arbeitskraft pro Stunde für
umgerechnet 1,20 DM brutto kaufen.

Auch wenn bereits daran gearbeitet

wird, dauert es wohl noch einige Jahre,
bis der „Standort Deutschland“ diese
Weıtbewerbsvorteile der Konkurrenz
vollständig kompensiert haben wird.

Werjedoch aus dem medial vermittelten
Standortgejammerinteressierter Kreise
folgert, in der BRD habe es in den

vergangenen Jahren im Bereich des

Arbeitsrechts nur Stillstand und Erstar-

rung gegeben, der irrt. Das „Arbeits-

rechtliche Gesetz zur Förderung von
Wachstum und Beschäftigung“ (AFWB)

vom 25. September 1996! brachte den
gravierendsten Einschnitt in die Rechte
der Lohnabhängigenseit Ende des zwei-

ten Weltkrieges. Dies soll mit kleinen
Fällen illustriert werden, die die neue

mit der alten Rechtslage kontrastieren.

Diedrei Beispiele stellen die Verschlech-
terungen der zitierten Novelle nicht
vollständig dar. Insbesondere die heiß
umkämpfte Kürzung der Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall auf 80 % bleibt
unberücksichtigt.

Befristungbefristungbefristung-
undtschüß...

Die Großhandelskauffrau A wird nach
ihrer Ausbildung in der Hauptverwal-
tung eines international operierenden
Unternehmens weiterbeschäftigt. Zu-
nächst erhält sie einen auf 2 Jahre
befristeten Vertrag zur Vertretung eines

im Erziehungsurlaub befindlichen Kol-

legen. Anschließend wird sie für I Jahr

mit dem Erfassen alter Akten durch die
EDV betraut (Aufgabe von begrenzter
Dauer). Dieser Vertrag wird wegen un-
vorhersehbarer Verzögerungennochein-

mal um 6 Monate verlängert. Danach

erhält A einen auf 2 Jahre und 6 Monate
befristeten Vertrag als Erziehungsurlaubs-
vertretung für eine andere Kollegin.
Jener Vertrag wird durch zwei weitere
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Verträge mit einjähriger Laufzeit abge-
löst, welche jeweils keine Angaben über
einen Befristungsgrund enthalten. Ge-
gen Ende ihres achten Beschäftigungs-
jahres wird A schwanger. Mit dem
Auslaufen desletzten befristeten Vertra-
ges stellt das Unternehmen die Gehalts-
zahlungenein und schickt A ihre Papiere
zu. Für die von A zuletzt ausgeübten
Tätigkeiten sucht das Unternehmen per.
Inserat eineN neueN Mitarbeitern.

A möchte weiterbeschäftigt werden
und erhebt daher Klage beim Arbeitsge-
richt mit dem Antrag festzustellen, daß

zwischen den Parteien ein unbefristes
Arbeitsverhältnis besteht. Sie ist der
Ansicht, im Laufe der letzten acht Jahre
einen gewissen Bestandsschutz erwor-
ben zu haben. Im übrigen wolle das
Unternehmen den Kündigungsschutz aus
$ 9 Mutterschutzgesetz umgehen!

Nachder bis zum 30. September 1996
geltenden Regelung hätte A mit ihrer
Klage sehr gute Erfolgsaussichten ge-
habt. Nach ständiger Rechtsprechung

des Bundesarbeitsgerichtsist eine über 6
Monate hinausgehende Befristung eines
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Arbeitsverhältnisses unwirksam, wenn

sie nicht durch einen „sachlichen Grund“

gerechtfertigt ist. Danebenerlaubte zwar
das Beschäftigungsförderungsgesetz

(BeschFG) schon in der ursprünglichen

Fassung von 1985 „unbegründete‘“ Be-

fristungen bis zur Dauer von 12 bzw. 18
Monaten. Dieses Privileg konnte das

Unternehmen entsprechend der be-
schäftigungsförderndenIntention jedoch
nur für Neueinstellungen in Anspruch
nehmen. Da A im vorgenannten Fall

bereits 6 Jahre beschäftigt war, hätten
die beiden letzten Befristungen nicht
mehr wirksam aufdas BeschFG gestützt

werden können.

Nach der Neufassung des $ I Abs. 1
und 4 BeschFG müßte A hingegen damit
rechnen, daß ihre Klage abgewiesen

wird. Denn nunist das einschränkende

Kriterium der „Neueinstellung‘“ wegge-
fallen. Nach zahlreichen Verträgen, wel-
che mehr oder weniger gut „sachlich
begründet“ sind, kann der/dieselbe
Arbeitnehmern jetzt immer noch eine
bis zu 24-monatige Befristung nach
dem neuen BeschFG aufgedrückt
bekommen. Kettenarbeitsverhält-
nisse zur Umgehung des Kün-
digungsschutzgesetzes (KSchG)
sind damit — jedenfalls für eine
kreative Personalab-

teilung — nahezu un-

eingeschränkt mög-
lich.

Wennzweisich
einig sind...

E, F und G arbeiten
seit 15 Jahren als Ar-
beiterinnen in einem
mittelständischen Ver-

packungsunterneh-
men. Dem Arbeitge-

ber und dem ihm treu :

ergebenen Betriebsrat

sind sie in der Vergangenheit dadurch
aufgefallen, daß sie auf Betriebsver-

sammlungen mit sozialistischen und
basisdemokratischen Forderungen Un-
ruhe gestiftet haben. Im Rahmen einer
betrieblichen Umstrukturierung erhalten

die drei jetzt eine „betriebsbedingte“
Kündigung. Frohen Mutes erheben E, F

und G Kündigungsschutzklage, da sie
sich nicht vorstellen können, daß die von
ihnen bisher ausgeübten Tätigkeiten weg-

gefallen sein sollen und auch zahlreiche

betriebsjüngere KollegInnen im Betrieb

  
  
  

 

   

   

bleiben sollen.
Eine solche Kün-

digung wäre ge-

mäß $ 1 KSchG
sozial ungerecht-

fertigt und damit
unwirksam. Im

Laufe des Prozesses

wendetsich das Blatt,

als der Arbeitgeber stolz
einen vom Betriebsrat unterschriebenen

Interessenausgleich vorlegt, nach dem

die „Abteilung“, die lediglich aus E, F

und G bestehensoll, ersatzlos geschlos-

sen wird.

Nach der alten Rechtslage war der

individuelle Kündigungsschutz nach dem
KSchG unabhängig davon gewährlei-
stet, wie durchsetzungsstark ein etwai-
ger Betriebsrat und wie gut das Verhält-

nis des/der zu Kündigenden zu diesem

Betriebsrat war. Der neue Absatz 5 des

$ 1 KSchG ermöglicht nun die Koppe-
lung einer Einigung zwischen Arbeit-

geberIn und Betriebsrat mit den Aus-
sichten einer individuellen Kündigungs-
schutzklage. Sind bei einer Kündigung
aufgrund einer Betriebsänderung die
ArbeitnehmerInnen, denen gekündigt

werden soll, in einem Interessenaus-

gleich namentlich bezeichnet, so wird

vermutet, daß die Kündigung durch
dringendebetriebliche Erfordernisse be-
dingt ist. Die Sozialauswahl kann durch

das Arbeitsgericht nur noch
auf grobe Fehlerhaftig-
keit überprüft werden.

Diese Neuregelung
magin Fällen legitim
sein, in denenein star-
ker Betriebsrat im

    

     

 

Angesicht eines unvermeid-
lichen Personalabbaus eine

faire Vorgehensweise ausge-

handelt hat. Wenn jedoch ein

Betriebsrat gegenüber einem kündi-
gungsfreudigen Arbeitgeber nicht das
nötige Beharrungsvermögen hat oder

einE Arbeitnehmerln betroffen ist, der/

die beim Betriebsrat in Ungnade gefal-

len ist, führt die Neuregelung zu einer
drastischen Verkürzung des individuel-

len Rechtsschutzes. Die gesamte
Darlegungs- und Beweislast kippt im
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Kündigungsschutzverfahren zu Lasten
des/der Gekündigten. Da die Gewerk-

“ schaften um die Brisanz dieses neuen

Instrumentes wissen, wird von ihm -

zumindest in Niedersachsen - bisher nur

sehr sparsam Gebrauch gemacht.

„Ein Stück ureigene
Kündigungsfreiheit“

Meister M führt einen florierenden

DachdeckerInnenbetrieb mit 8 ständigen

Mitarbeiter. Er bietet 2 Ausbildungsplät-
ze an und stellt im Sommer bei Bedarf

bis zu 6 SaisonarbeiterInnen ein. Nach
der Pensionierung eines alten Gesellen

stellt er zum 1. Juli-1996 den Öko Öein.
Ö arbeitet tadellos, bis es während der
Arbeit zu einer kleinen energiepoliti-
schen Debatte kommt. Dabei erklärt Ö,
er finde Sonnenenergie gut und wolle

sich beim nächsten Castortransport quer-
stellen. Meister M möchte nicht, daß das

Ansehen seines Betriebes im Ortleidet,

und kündigt Ö fristgerecht.
Wäre Ö bereits 4 Monate früher

eingestellt worden, genösse er den Schutz

der Übergangsregelung des $ 23

Abs. 1 S.4 KSchG und könnte mit einer
fristgerecht erhobenen Klage gegen die

sozial ungerechtfertigte Kündigung mit
guten Erfolgsaussichten vorgehen.

Tatsächlich gehört Ö aber zu den ca.

2 Millionen ArbeitnehmerlInnen,dies ent-

spricht etwa 6% aller sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten in der

BRD, die durch die Neuregelung des
$23 KSchG den allgemeinen Kündi-
gungsschutz verloren haben oder nach

Auslaufen der Übergangsregelung ver-
lieren werden. Schutz vor sozial unge-

rechtfertigten Kündigun-
gen genießen jetzt nur
noch Arbeitnehmerln-

nen in Betrieben mit
mehr als 10 (früher:

mehr als 5) regelmäßig
Beschäftigten. Auszubil-
dende oderSaisonkräfte
bleiben dabei unberück-
sichtigt. Im vorstehend
geschilderten Fall hätte

Ö mit einer Kündigungs-
schutzklage daher prak-
tisch keine Chance mehr.

Diesen Verlust an so-

zialer Sicherheit feiert
die in der arbeitsrechtlichen
Literatur aktive Standort-

lobby als Rückgabe eines
„Stück[es] ihrer ureigenen

Kündigungsfreiheit“?.

Der Flächentarifvertrag als
strafrechtliches Problem?

Mit der Durchsetzung des „Arbeitsrecht-

lichen Gesetzes zur Förderung von

Wachstum und Beschäftigung“ ist der
Wunschzettel derjenigen, die in der
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BRD davonleben, fremde Arbeitskraft
zu kaufen, noch lange nicht abgearbeitet.
Ein permanentes Hindernis beim Lohn-
dumping sind die rechtlich abgesicher-
ten Flächentarifverträge. Sie werdenu.a.
durch die Regelung des $ 77 Abs. 3

BetrVG flankiert, wonach „Arbeitsent-
gelte..., die durch Tarifvertrag geregelt

sind, nicht Gegenstand einer Betriebs-
vereinbarung sein“ können. Dadurch

soll verhindert werden, daß ein von einer
starken Gewerkschaft erkämpfter

. Lohntarifvertrag durch Vereinbarungen
eines/r einzelnen ArbeitgeberIn mit ei-
nem schwachen Betriebsrat unterlaufen
wird (Argument in etwa: „Entwederihr

unterschreibt die 20%ige Lohnsenkung
oder ich mache den Ladenhier dicht und
lasse in Bailen für die Hälfte produzie-

ren!“).

Der Gese geber hat bisher keine

  

  

 

egendie Unternehmer.

fverfolgungführen, aber
  

 

len, dann

Flächentarif‘

 

  

ft verweist zur Unter-

 

  rägen gar nicht kom-

. Tarifautonomie führen
: die Herren Belling und
Hartmann, welche die
_ „Tarifbindung in der In-
 solvenz‘“® problematisie-

: ren. Während die herr-

. schende Meinung bisher
davon ausgeht, daß die

tariflichen Arbeitsbedin-
gungen auchseitens des/
der KonkursverwalterIn

einzuhalten sind, finden

Belling und Hartmann
dies „unzumutbar“. Mit
Hilfe der verfassungs-
rechtlichen Allzweck-
waffe „Verhältnismäßig-

keitsgrundsatz“ wollen

die Autoren dem/der KonkursverwalterIn
außerordentliche Änderungskündigungen
bzw. einen Bruch des Tarifvertrages
gestatten. Dies liege letztlich auch im
Interesse der betroffenen Arbeit-
nehmerlInnen, da es die einzige Chance

zum Erhalt der gefährdeten Arbeitsplätze
sei.

Belling und Hartmann problematisie-

ren allerdings nicht, ob der daraus fol-
   

  
     

    
  
  

  

  

gende Verzicht der ArbeitnehmerInnen

mit einer Verpflichtung des/der Kon
kursverwalterIn zur Erhaltungmöglichs
vieler Arbeitsplätze einhergehen soll,
Eine einklagbareVe flichtung

scheidungsfreiheit“ unzulz
zen. Möglicherweise ‚möc

KonkursverwalterIn mit de

forderungen stellt sich dieFrage, wie die
Masse der lohnabhängigen Wahlberech-
tigten dafür begeistert werden soll, den

inst mühsam errungenen sozialen Be-
sitzstand wieder aufzugeben. Die
Standortlobby setzt hier auf die gebets-
mühlenartig wiederholte Behauptung,
daßArbeitsrechtsabbau Arbeitsplätze

  

ıcht 5°
schaffe. Diese These wird nicht weiter
begründet, sondern dient als scheinbar

naturgesetzlicherAusgangspunktder Ar-

gumentation. Für Rüthers beispielsweise
ist es keine Frage, „daß der gutgläubig
angestrebte Sozialschutz auf breiter Front
in den Sozialschadeneiner sehr effekti-
ven Beschäftigungsbremse“ umgeschla-

gen ist.®
Dabeiwird unterstellt, daß die Situati-

on in den Betrieben so ist, daß massen-

weise Neueinstellungen vorgenommen

werden würden, wenn nur nicht die

Geißel des Kündigungsschutzes oder

anderes arbeitsrechtliches Unheil droh-
te. Die plakative Festschreibung des
vorgeblichen Gesetzeszweckes im Titel

der jeweiligen Reformgesetze ersetzt

wohl nicht den konkreten Nachweis der
Geeignetheit der angewandten Mittel.
Empirische Forschungen zum Belegdie-
ser These sind mir hingegen nicht be-
kannt. Selbst der Umstand, daß die Zahl
der Arbeitslosen mit der Umsetzung des
AFWpBweiter angestiegenist, wird von
den StandortpflegerInnen nicht als Fal-
sifizierung ihrer These angesehen, son-
dern als Beleg dafür, daß die Einschnitte

nichtso verteilt werden, daß diejenigen,
die ihren. aprenzelichen Lohn for-
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Interesse der Aktionärlnnen, weitere

Arbeitsplätze abzubauen und eine
hohe Dividende auszuschütten. Wenn

per Gesetz hoheitlich in den sozialen
Besitzstand der abhängig Beschäf-
tigten eingegriffen wird, sind die
Folgen für jene meist absehbar. Daß
die dadurch begünstigten Unterneh-
men in der Folge neue Arbeitsplätze

schaffen, ist entweder ein frommer

Wunsch (CDU-Sozialausschüsse)

oder eine dreiste Propagandalüge

(Kohl + Henkel). Auftarifvertragli-
cher Ebene gibt es hingegen durch-
aus erfolgreiche Ansätze zur Erhal-

. tung von Arbeitsplätzen. Sobald aber
die Schaffung neuer Arbeitsplätze
durchgesetzt werdensoll, werdendie

Gewerkschaften an ihre rechtlichen
Fesseln erinnert: Die Arbeitnehme-
rInnen dürfen nicht in die Leitung
des Betriebes eingreifen — Eigen-

 

tumsrecht aus Art 14 Grundgesetz

(GG) und der Berufsausübungs-
freiheit aus Art. 12 GG der Unter-
nehmerInnen wollen respektiert wer-

den.

Wessen Standort?

Wenn gewisse Kreise behaupten,
daß „das geltende Arbeitsrecht An-

passungen behindere, die in der
gegenwärtigen Strukturkrise notwen-

dig sind“, steckt dahinter die Hoff-

nung, daß die Kosten der Umstruktu-
rierungen nicht die Aktienkurse ver-
unstalten, sondern den Lohnabhän-

gigen zur Last fallen mögen. Die
Tendenz zur „Globalisierung“ ist
alles andere als neu. Derweil es aber

im Bereich des Umweltschutzes im-

merhin Ansätze dazu gibt, gewisse
Mindeststandards weltweit zu eta-
blieren, wird im Bereich der Sozial-
standards kaum ernsthaft darüber

nachgedacht. In der Standortdebatte

werden vielmehr Staaten mit einer

brutaleren und zynischeren Wirt-

schafts- und Sozialordnung als Vor-

bilder dargestellt. Es ist an der Zeit,

danach zu fragen, um wessen Inter-
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essen es jeweils geht. Auch wenn Marx

tot und die DDR untergegangenist, gibt
es in der real kapitalistisch strukturierten
BRDkeinabstraktesInteresse am „Stand-

ort Deutschland“, in welchem die Be-
dürfnisse der Leiharbeiterin im
Reinigungsgewerbe unddes an der Bör-

se sich hochjubelnden Großaktionärs
unterschiedslos aufgingen. Wer, wie die
große Mehrheit der Bevölkerung vom
Verkaufseiner eigenen Arbeitskraft le-
ben muß, braucht das Arbeitsrecht als
Schutzrecht der abhängig Beschäftigten.
Olaf Senkel hat in Göttingen Jura
studiert und ist nicht Präsident des
BDI.

Anmerkungen:

7 Belling/Hartmann, NZA 1989, 58.
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